
Deutschen Demokratischen Republik gefährlicher ist 
als die Ausnutzung einer bereits abgeschlossenen 
illegalen Einfuhr. Mit der rechtlichen Qualifizierung 
der Handlung des Angeklagten als Hehlerei würde der 
Grad ihrer Gesellschaftsgefährlichkeit nicht ausreichend 
charakterisiert sein.

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß also vom 
Angeklagten tateinheitlioh mit dem Preisverstoß noch 
eine andere Straftat — zwar nicht Hehlerei (§ 259 
StGB), wohl aber Anstiftung zur illegalen Warenein­
fuhr im schweren Fall (§ 39 Abs. 4 Buchst, c StEG, 
§ 48 StGB) — begangen worden ist, vermag der ge­
ringere Umfang des angekauften Kaffees und die ge­
ringere Höhe des gezahlten Preises den Grad der Ge­
sellschaftsgefährlichkeit der Tat des Angeklagten nicht 
so entscheidend zu verändern, daß eine Strafherab­
setzung gerechtfertigt ist. Die veränderte rechtliche Be­
urteilung würde im Gegenteil die Verurteilung des 
Angeklagten zu Zuchthaus erforderlich machen. Da 
aber nur der Angeklagte ein Rechtsmittel eingelegt 
hat, steht der Schärfung der Strafart der § 277 StPO 
entgegen. Es hat also bei der vom Bezirksgericht ver­
hängten Strafe zu verbleiben.

Soweit mit der Berufung des Angeklagten B. vorgetra­
gen wird, der vom Bezirksgericht festgestellte Sach­
verhalt stimme nicht mit dem Ergebnis der Beweis­
aufnahme überein, so trifft das hinsichtlich des von 
ihm gezahlten Kaufpreises zu. Nach den Urteilsfest­
stellungen sind von ihm für den Kaffee 40 DM je 
Pfund und für das Pfund Kakao 20 DM gezahlt wor­
den. Daraus ergibt sich eine Summe von insgesamt 
520 DM und nicht, wie im Urteil festgestellt, von 
560 DM. Diese Differenz fällt aber bei der Feststellung 
des Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit seiner 
Handlung nicht entscheidend ins Gewicht.

Bedeutsamer ist es, daß das Bezirksgericht den An­
geklagten im Tenor in Tateinheit mit fortgesetzter 
Hehlerei auch eines fortgesetzten Preisvergehens1 für 
schuldig befunden hat, ihn aber in den Gründen aus­
drücklich nur der fortgesetzten Hehlerei wegen ver­
urteilt hat. Es handelt sich im Tenor offensichtlich 
um einen Schreibfehler. Aus den Feststellungen des 
Bezirksgerichts ergibt sich nämlich, daß der Ange­
klagte weder für den Kaffee noch für den Kakao 
höhere als die zulässigen Einzelhandelsverkaufspreise 
gezahlt hat. Das Bezirksgericht hat ihn deshalb auch 
nicht wegen eines Preisverstoßes verurteilen wollen. 
Diese Ansicht ist jedoch rechtsirrig. Der Angeklagte 
hat für den Kakao niedrigere als die gesetzlich fest­
gesetzten Preise gezahlt. Der Preis für Kakao betrug 
nach der damals geltenden Preisliste des Ministeriums 
für Handel und Versorgung vom 1. Januar 1955 je 
Pfund 32 DM. . Es handelte sich bereits damals um 
einen Festpreis. Der Angeklagte hat also mit dem An­
kauf des Kakaos zum Preise von 20 DM für das Pfund 
das Preisgefüge der Deutschen Demokratischen Repu­
blik angegriffen und damit auch gegen § 1 PrStVO 
verstoßen. Daß auch die Zahlung von Unterpreisen 
gegen § 1 PrStVO verstößt, wenn es sich um „Fest­
preise“ handelt, hat das Oberste Gericht zuletzt am
12. Juni 1959 in der nicht veröffentlichten Entschei­
dung 2 Ust II 13/59 ausgesprochen. Einer Abänderung 
des Tenors des angefochtenen Urteils im Schuld­
ausspruch bedarf es daher in diesem Fall nicht.

Der Schuldausspruch muß jedoch insoweit abgeän­
dert werden, als der Angeklagte wegen fortgesetzter 
Hehlerei verurteilt ist. Hier gilt grundsätzlich das 
gleiche, was 'bei der Beurteilung der Tat des Ange­
klagten G. gesagt worden ist, allerdings mit der Maß­
gabe, daß der Angeklagte B. die Anstiftung ausdrück­
lich und nicht — wie G. — durch konkludente Hand­
lung vorgenommen hat. Der Schuldausspruch war 
demnach dahin abzuändern, daß der Angeklagte gegen 
§ 39 StEG, § 48 StGB, in Tateinheit damit auch gegen 
§ 1 PrStVO verstoßen hat.

Die Berufung des Angeklagten W. richtet sich gegen 
die Verurteilung wegen Hehlerei. Ganz abgesehen da­
von, daß bei dem vorliegenden Sachverhalt eine Ver­
urteilung wegen Hehlerei aus objektiven Gründen 
nicht möglich ist, ist nach dem Ergebnis der Beweis­
aufnahme auch nicht bewiesen, daß der Angeklagte, 
der nur in den Jahren 1954 und 1955 Kaffee von Frau S.

bezogen hatte, von der Herkunft des Kaffees aus einer 
strafbaren Handlung gewußt hat. Dagegen hat der An­
geklagte — das wird auch mit der Berufung nicht an­
gegriffen — durch den Ankauf des Kaffees zu über­
höhten Preisen gegen § 1 PrStVO verstoßen. Da die 
Verurteilung wegen der Hehlerei und wegen des Preis­
vergehens tateinheitlich erfolgt ist, bleibt die den In­
halt der Anklage bildende Tat eine strafbare Hand­
lung und ist die mit der Berufung erstrebte Frei­
sprechung von der Hehlerei nicht möglich.

Außer den Angeklagten, die ein Rechtsmittel ein­
gelegt haben, sind aber im gleichen Strafverfahren 
noch 25 weitere Angeklagte wegen Hehlerei verurteilt 
worden. Es war zu prüfen, ob wegen der vom Obersten 
Gericht bei der Beurteilung der Taten der Angeklagten 
G., B. und W. festgestellten Verletzung des § 259 StGB 
durch seine Anwendung das Urteil des Bezirks­
gerichts auch hinsichtlich der übrigen wegen Hehlerei 
verurteilten Angeklagten im Wege der Eristreckung 
(§ 294 StPO) abzuändern oder aufzuheben war.

Auszugehen ist zunächst davon, daß bei sämtlichen 
erwähnten Angeklagten die Verurteilung wegen Hehle­
rei aus objektiven Gründen fehlerhaft war. 
Das bedeutet aber nicht, daß bereits deshalb 
das Urteil des Bezirksgerichts abgeändert oder aufge­
hoben werden müßte. Weitere Voraussetzung der Er­
streckung ist vielmehr, daß sich Aufhebung oder Ab­
änderung auch zugunsten des Verurteilten auswirken, 
ihm also einen Vorteil bieten muß. Dieser Vorteil 
braucht nicht nur in einer durch die veränderte recht­
liche Beurteilung bedingten Freisprechung oder Straf­
herabsetzung zu bestehen, sondern kann auch im 
ersatzlosen Wegfall einer tateinheitlich bei der Ver­
urteilung mit herangezogenen strafrechtlichen Bestim­
mung liegen. Wäre aber eine Abänderung des erst­
instanzlichen Urteils nur in der Weise geboten, daß 
eine tateinheitlich mit herangezogene strafrechtliche 
Bestimmung durch eine andere, in der Strafandrohung 
gleichschwere — oder sogar schwerere — zu ersetzen 
ist — das ist gemäß § 277 StPO, der nur eine Verschär­
fung der Strafe untersagt, zulässig —, so ist von der 
Möglichkeit der Abänderung im Wege der Erstreckung 
kein Gebrauch zu machen, da sie den Verurteilten 
nicht günstiger stellt.

§ 29 StGB; § 6 der 1. DB zum StEG.
Ein Verurteilter entzieht sich dann böswillig seiner 

Verpflichtung zur Zahlung einer Geldstrafe und schafft 
damit die Voraussetzung für deren Umwandlung in 
eine Freiheitsstrafe, wenn er objektiv die Möglichkeit 
hat, die Geldstrafe zu bezahlen oder die Mittel dafür 
zu erwerben, er aber gleichwohl bewußt und gewollt 
die Geldstrafe nicht zahlt und sich damit über die Ent­
scheidung des Gerichts hinwegsetzt.

KG, Urt. vom 17. Oktober 1958 - Zst II 30/58.
Die Angeklagte wurde vom Stadtbezirksgericht wegen 

Diebstahls zu einer Geldstrafe von 50 DM anstelle einer an 
sich verwirkten Gefängnisstrafe von zehn Tagen verurteilt. 
Diese Entscheidung des Stadtbezirksgerichts wurde rechts­
kräftig.

Am 25. Juni 1958 hat das Stadtbezirksgericht entsprechend 
dem Antrag der Staatsanwaltschaft durch Beschluß die 
Umwandlung der Geldstrafe in eine Gefängnisstrafe und 
die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe von zehn Tagen 
Gefängnis aus dem Urteil angeordnet. Zur Begründung des 
Beschlusses wird ausgeführt, daß die Vennteilte nicht 
berufstätig und. eine Zwangsvollstreckung in das Arbeits­
einkommen aus diesem Grunde nicht möglich sei. Da mehr­
fache Mahnungen erfolglos geblieben seien, lägen die Vor­
aussetzungen für die Umwandlung der Strafe nach § 29 
StGB i. d. F. des § 10 StEG in Verbindung mit § 6 der 1. DB 
zum StEG vor, weü die Verurteilte sich böswillig ihrer 
Verpflichtung entzogen habe.

Gegen diesen Beschluß richtete sich die Beschwerde der 
Verurteilten, mit der zum Ausdruck gebracht wurde, daß 
sie wegen Krankheit nicht in der Lage gewesen sei, die 
Geldstrafe zu bezahlen.

Das Stadtgericht von Groß-Berlin hat durch Beschluß 
vom 15. Juli 1958 die Beschwerde der Verurteüten als 
unbegründet zurückgewiesen und im wesentlichen zur Be­
gründung ausgeführt, daß die Verurteilte der Aufforderung, 
dem Strafsenat umgehend eine ärztliche Bescheinigung 
über ihren Krankenhausaufenthalt vorzulegen, nicht nach­
gekommen und auch zu einer Rücksprache nicht erschienen
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